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Antrag 

der Abgeordneten Straßmeir, Frau Berger (Berlin), Kunz (Berlin), Müller (Berlin), 

Dr. Narjes, Sick, Tillmann, Wohlrabe, Milz, Frau Pieser, Dr. Waffenschmidt, Dr. Gradl 
und Genossen und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Benachteiligung der Fernsprechteilnehmer in Berlin bei der Einführung 
von Nahverkehrsbereichen im Fernmeldewesen 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen wird 
aufgefordert, bei der Einführung von Nahverkehrsbereichen 
im Fernmeldewesen den bisherigen Ortstarif für Berlin beizu- 
behalten. 


Bonn, den 16. Dezember 1975 
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Begründung 

Infolge der geographischen Sonderlage Berlins ist dort eine 
Ausweitung des Nahverkehrs nicht möglich. Somit entfällt auch 
das Argument des Bundesministers für das Post- und Fernmel- 
dewesen für die Einführung einer Ortszeitbegrenzung, daß er 
die Kosten für die Einrichtung der NahverkehrsjDereiche nicht 
allein tragen könne. Für die Fernsprechteilnehmer in Berlin 
würde die Einführung einer Zeitbegrenzung somit zu einer 
eindeutigen Benachteiligung führen. 

Kosten 

Keine. Vielmehr ergibt sich für das Fernmeldewesen in Berlin 
eine Einsparung durch Entfallen der Kosten für die Installation 
der Zeitzählung. 
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